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TOP 6.4 Reform der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO)

Reform der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO)

Der Bundesrat hatte die Bundesregierung gebeten, eine Neufassung der StVZO mit
dem Ziel einer Aktualisierung und Systematisierung in Angriff zu nehmen und sich zu-
gleich vorbehalten, künftigen Änderungen der StVZO nur im Rahmen der reformierten
Fassung zuzustimmen.

Die Arbeiten an der Neufassung der StVZO werden daher in enger Abstimmung mit der
gleichzeitig arbeitenden Arbeitsgruppe Kraftfahr-Sachverständigengesetz (AG
KfSachvG (Leitung Hessen)) weiterverfolgt. Das derzeitige, mit den Ländern abge-
stimmte Vorgehen1, sieht statt einer kompletten Neufassung eine Anpassung der
StVZO in mehreren Teilschritten vor.

Als ersten Schritt wurde die Bundesregierung vom Bundesrat gebeten2, die Rahmenbe-
dingungen für Technische Dienste zur Wahrung der Wettbewerbsgleichheit auch für die
Technischen Prüfstellen für den Kraftfahrzeugverkehr zu realisieren. Zur Ausführung
gleicher Tätigkeiten in der Fahrzeugbegutachtung und in der wiederkehrenden Fahr-
zeugüberwachung sollen auch vergleichbare Rahmenbedingungen vorgegeben wer-
den. Dies erfordert die Änderung des Kraftfahrt-Sachverständigengesetzes (KfSachvG).

Der Bundesrat hat der Fünfundfünfzigsten Verordnung zur Änderung straßenverkehrs-
rechtlicher Vorschriften (u.a. Umsetzung von Vorgaben der Richtlinie 96/53/EG zu Mas-
sen und Abmessungen sowie Anpassungen auf Grundlage des in Anlage VIIIb StVZO
geforderten Akkreditierungsverfahrens für amtlich anerkannte Überwachungsorganisa-
tionen) am 18. September 2020 (Drucksache 397/20) zugestimmt. Die Fünfundfünfzigs-
te Änderungsverordnung ist am 28. März 2021 abschließend rechtsförmlich geprüft
worden und wird dem Bundesrat wieder zugeleitet.

1 Beschluss des Bund-Länder-Fachausschuss „Technisches Kraftfahrwesen“ (BLFA-TK) vom 29./ 30.
September 2020. Zustimmung hierzu nach Bericht (Seite 55 der Niederschrift) auf der VMK am 14./15.
Oktober 2020.
2 Bundesrats-Drucksache 640/18
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Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) hat die nächste
Änderungsverordnung bereits vorbereitet. Hiermit werden weitere europäische Vorga-
ben in die umwelt- und klimaschutzrelevanten Paragraphen der StVZO aufgenommen.
Außerdem beinhaltet der Entwurf Änderungen zur „Einzelgenehmigung“, zu den
„Technische Anlagen“ (der Hardware-Nachrüstungen) und zur Prüfung von Flüssiggas-
anlagen.

Der der Umsetzung dienende Referentenentwurf befindet sich derzeit in der Erarbei-
tung. Das Vorhaben soll möglichst bis Ende 2021 abgeschlossen sein.

EG-Fahrzeuggenehmigungsverordnung (EG-FGV)

Das BMVI bereitet aktuell den Erlass der neuen EU-Fahrzeuggenehmigungs- und
Marktüberwachungsverordnung (EU-FGMV) vor, die die aktuell bestehende EG-
Fahrzeuggenehmigungsverordnung (EG-FGV) ersetzen wird. Dadurch soll vor allem
dem sich aus der Verordnung (EU) 2018/858 ergebenden nationalen Anpassungsbe-
darf Rechnung getragen werden. Da es sich bei dem neuen europäischen Rechtsrah-
men auf dem Gebiet der Typgenehmigung und Marktüberwachung von Kraftfahrzeugen
um eine Verordnung handelt, kommt dieser in den Mitgliedstaaten eine unmittelbare
Wirkung zu und sie bedarf mit Ausnahme der Sanktionsvorschriften – im Gegensatz zur
bisherigen Rahmenrichtlinie 2007/46/EG – grundsätzlich keiner Umsetzung. Im Interes-
se der Rechtsklarheit sollen aber eigene deutsche Begleitregeln entworfen werden.

Die Überarbeitung der EG-FGV soll dabei nicht mehr auf die bisherigen Ermächti-
gungsgrundlagen des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) gestützt werden. Dabei werden
u.a. die Ermächtigungsgrundlagen für die Umsetzung der europäischen Typgenehmi-
gungsvorschriften neu gefasst (§ 6 Absatz 2 StVG), um die rechtliche Grundlage dafür
zu schaffen, die Sanktionsvorschriften des europäischen Typgenehmigungsrechts im
deutschen Recht effektiver umzusetzen (§ 24 Absatz 2 StVG).

Der Gesetzentwurf wurde am 17. März 2021 vom Bundeskabinett beschlossen und
dem Bundesrat zur Stellungnahme zugeleitet. Das Gesetz zur Änderung des StVG soll
noch in dieser Legislaturperiode in Kraft treten.

Die vorbereitenden Arbeiten zur Überarbeitung der EG-FGV sowie die vorbereitenden
Abstimmungen zwischen den mitverordnungsgebenden Ressorts werden derzeit abge-
schlossen. Es ist geplant, den entsprechenden Verordnungsentwurf den Ländern in Ap-
ril 2021 zur Anhörung zuzuleiten. Anschließend ist wegen der Notifizierungspflicht ge-
genüber der Europäischen Kommission eine dreimonatige Stillhaltefrist einzuhalten. Da
das vorgenannte Gesetz zur Änderung des StVG die Ermächtigungsgrundlage für den
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Erlass der neuen EU-FGMV bildet, ist dessen Inkrafttreten Voraussetzung für die Aus-
fertigung der neuen EU-FGMV. 

 


